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Bundesgesetz über die Anerkennung privater
Vereinbarungen zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung

Banken

Zu Beginn des Berichtsjahrs beauftragte der Bundesrat das EFD mit der Ausarbeitung
eines Amtshilfegesetzes, das die DBA nach OECD-Standard verfahrensrechtlich
verankert. Um die neue Form der Amtshilfe bis zum Inkrafttreten des entsprechenden
Gesetzes zu gewährleisten, verabschiedete der Bundesrat Anfang September eine
Amtshilfeverordnung. Zu diesem Zweck wurde in der Eidgenössischen Steuerverwaltung
(ESTV) eine neue Dienststelle «Amtshilfe- und Rechtshilfevollzug» geschaffen. Die
Schweiz unterhält auch Wirtschaftsbeziehungen zu Gebietskörperschaften, die sie
völkerrechtlich nicht anerkennt. In jenen Fällen ist ihr der Abschluss von
Doppelbesteuerungsabkommen in der Form eines Staatsvertrags nicht möglich. Um
künftig aber auch hier Vereinbarungen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
abschliessen zu können, richtete der Bundesrat im August 2010 eine Botschaft zum
Bundesgesetz über die Anerkennung privater Vereinbarungen zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen
an das Parlament. Über eine solche Regelung soll sichergestellt werden, dass die
Schweiz beispielsweise auch mit dem chinesischen Taipei ein DBA eingehen kann. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.2010
SUZANNE SCHÄR

Im Zuge der Verabschiedung des Steueramtshilfegesetzes wurden verschiedene
parlamentarische Vorstösse erfüllt oder aufgrund ihrer Hinfälligkeit vom Zweitrat
abgelehnt. Eine Motion der WAK-NR, die im Erstrat bereits 2010 angenommen worden
war und die Ausarbeitung eines Amtshilfegesetzes verlangt hatte, wurde von der
kleinen Kammer ebenfalls abgewiesen. 2

MOTION
DATUM: 29.05.2012
NICO DÜRRENMATT

automatischen Informationsaustauschs

Banken

Nach dem Scheitern des Abgeltungssteuerabkommens mit Deutschland war am
Jahresende ungewiss, ob das Konzept der Abgeltungssteuer Zukunft haben würde. Zwar
konnte mit verschiedenen Ländern ein Abgeltungssteuerabkommen geschlossen
werden, andererseits schien sich abzuzeichnen, dass in Europa der Trend in Richtung
eines automatischen Informationsaustauschs (AIA) gehen würde, unter anderem weil
das deutsche Parlament nicht von der Abgeltungssteuer überzeugt werden konnte.
Zusätzlich stärkte die Umsetzung von FATCA in Luxemburg und Österreich – beide
Länder blockierten die Einführung eines automatischen Informationsaustauschs in der
EU – die Verhandlungsposition anderer EU-Länder, die den Informationsaustausch
einführen wollten. Dies, weil die EU eine Meistbegünstigungsklausel kannte und FATCA
faktisch zu einem Informationsaustausch führte. Am Jahresende äusserte sich
Bundesrätin Widmer-Schlumpf dahingehend, dass eine Diskussion um den
Informationsaustausch auch für die Schweiz kein Tabu sein dürfe. Dafür wurde sie von
den Vertretern der bürgerlichen Parteien scharf kritisiert. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.12.2012
FABIO CANETG

Automatischen Informationsaustausch (AIA)

Banken

Nachdem Bundesrätin Widmer-Schlumpf bereits im Dezember 2012 erwähnt hatte,
dass sich die Schweiz einer Diskussion um den Automatischen Informationsaustausch
(AIA) nicht verschliessen dürfe, trat im Frühjahr 2013 ein, was sich schon länger
abgezeichnet hatte: Luxemburg und Österreich gaben im April – aufgrund von FATCA
und der Meistbegünstigtenklausel der EU – ihren Widerstand gegen den EU-internen
Informationsaustausch auf. Spätestens dann war klar, dass die Entwicklung in Richtung
eines internationalen AIA-Standards nicht mehr aufzuhalten war. Diese Ansicht vertrat
auch die Expertengruppe Brunetti, die dem Bundesrat im Juni 2013 nicht nur die

BERICHT
DATUM: 14.06.2013
FABIO CANETG

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 2



Übernahme des AIA nahelegte, sondern auch vorschlug, der EU den AIA anzubieten,
bevor dieser internationaler Standard würde. Die Gruppe erhoffte sich durch ein
solches Vorgehen Vorteile in anderen EU-Dossiers (Marktzugang für Finanzdienstleister,
etc.). Sie argumentierte, dass im Zuge einer späteren Umsetzung von globalen
Richtlinien kaum mehr mit Gegengeschäften der EU gerechnet werden könnte. Der
Bundesrat entschied jedoch, dass der AIA erst eingeführt werden sollte, wenn dieser in
allen wichtigen Finanzplätzen der Welt angewendet wird. Laut Presseberichten
beantragte Finanzministerin Widmer-Schlumpf dem Bundesrat, der Stossrichtung des
Berichts Brunetti zu folgen. Sie habe damit aber nur die Unterstützung der SP-
Bundesräte Berset und Sommaruga gefunden. Im Juli stellte sich die G-20 hinter die
Steuerinitiative der OECD, die bereits auf Anfang 2014 einen globalen AIA-Standard
ausarbeiten wollte. Auch die EU liess verlauten, dass sie im Zuge der Verhandlungen um
eine Ausweitung der Zinsbesteuerung  mit der Schweiz auf den AIA zu sprechen
kommen wolle. Dagegen sträubte sich die Schweiz nach dem bundesrätlichen Entscheid
vom Juni 2013 nicht mehr grundsätzlich. Die Finanzministerin wollte die Übernahme
der OECD-Standards zum AIA jedoch an Bedingungen knüpfen. Dazu gehörten das
Spezialitätenprinzip (die Daten sollten nur für Steuerzwecke verwendet werden dürfen),
der Datenschutz, die Reziprozität und die zuverlässige Feststellung der wirtschaftlich
berechtigten Personen, insbesondere bei Trusts und Sitzgesellschaften. Zur
Durchsetzung dieser Bedingungen wollte sich die Regierung aktiv in entsprechenden
Gremien der OECD einbringen. 

Die Parteien äusserten sich unterschiedlich zur bundesrätlichen Haltungen gegenüber
der internationalen Dynamik Richtung AIA. Die BDP verlangte schon früh, sogar schon
bevor Luxemburg und Österreich ihren Widerstand gegen den AIA aufgegeben hatten,
dass sich die Schweiz aktiv für einen globalen AIA einsetzen solle. Die FDP anerkannte
spätestens seit dem Umschwenken von Luxemburg und Österreich, dass der Trend
Richtung AIA nicht mehr aufzuhalten sei. Sie lehnte ein proaktives Vorgehen jedoch ab.
Die CVP zeigte sich lange zurückhaltend, unterstützte aber eine aktive Haltung, als nach
Luxemburg auch Österreich seinen Widerstand gegen den AIA aufgab. SP und Grüne
unterstützen den Bundesrat in allen Bestrebungen in Richtung AIA, kritisierten aber,
dass er diesen nicht schon vor der Etablierung eines OECD-Standards der EU anbieten
wollte. Demgegenüber lehnte die SVP jegliche Form eines AIA dezidiert ab und lancierte
gar eine Volksinitiative zur Erhaltung des Bankgeheimnis. 4

2014 wurden weitere Schritte in Richtung eines internationalen automatischen
Informationsaustausches (AIA) in Steuerangelegenheiten gemacht. Der Bundesrat
hatte sich im Rahmen der Finanzmarktstrategie im Juni 2013 bereit erklärt, bei den
Erarbeitungen eines internationalen Standards für den automatischen
Informationsaustausch mitzuwirken. Im Januar 2014 präsentierte die OECD im Auftrag
der G20 die Eckpunkte des künftigen AIA. Diese lehnten sich stark an die US-
Regelungen des Foreign Account Tax Compliance Act (FATCA) an, mit dem Unterschied,
dass der AIA nicht bei der Staatsbürgerschaft ansetzen sollte, sondern beim
Residenten. Durch den AIA sollten Banken und andere Finanzintermediäre zur
Sammlung verschiedener Einkommens- und Vermögensangaben von natürlichen und
juristischen Personen verpflichtet werden. Davon ausgeschlossen waren einzig
börsenkotierte Firmen, internationale Organisationen und staatliche Betriebe. Bei
Spezialgesellschaften (beispielsweise Trusts) sollten die Finanzintermediäre angehalten
werden, die wirtschaftlich berechtigten Personen zu identifizieren. Den von der
Schweiz vorgebrachten Bedingungen (Spezialitätenprinzip, Datenschutz, Reziprozität
und Identifikation des wirtschaftlich Berechtigten auch bei Spezialgesellschaften)
wurde mehrheitlich entsprochen. Aufgrund der Ausgestaltung der vorgeschlagenen AIA-
Regelungen war ein innerschweizerischer Konflikt betreffend Bankgeheimnis zu
erwarten. Weil auch Schweizer Bürgerinnen und Bürger potenziell Kunden
ausländischer Finanzinstitute waren, würden Schweizer Behörden durch den AIA
Informationen zu deren Einkommens- und Vermögensbewegung erhalten, nicht aber
von Einkommens- und Vermögenswerten inländischer Konti und Anlagen. Eveline
Widmer-Schlumpf erachtete das Vertrauensverhältnis zwischen Staat und Bürger als
dadurch nicht beeinträchtigt. Wenn das Vertrauen gerechtfertigt sei, hätten die
Bürgerinnen und Bürger mit Konti im Ausland nichts zu befürchten, liess sich die
Bundesrätin zitieren. Nach der Veröffentlichung der AIA-Eckpunkte im Januar 2014 kam
es in den Medien zu Diskussionen betreffend einer vermeintlichen Spezialbehandlung
der USA. Diese sollten gemäss den präsentierten Eckpunkten in manchen Fällen nicht
verpflichtet sein, die wirtschaftlich berechtigten Personen eines Trusts identifizieren
zu müssen, beispielsweise wenn sich dieser in einem Land ausserhalb des FATCA-
Netzwerks befand (zum Beispiel in Panama). Diese Ausnahme sei „extrem beschränkt“,

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.11.2014
FABIO CANETG
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erklärte der OECD-Steuerchef Pascal Saint-Amans. Das Modellabkommen, das im
Rahmen der OECD erarbeit würde, sei zudem nicht sakrosankt. Es stünde jedem Land
frei, mit den USA bilateral eine restriktivere Regelung zu vereinbaren. Zudem werde das
bei der OECD angesiedelte Global Forum allfällige Mängel in der Steuertransparenz
ansprechen. Im Juli 2014 legte die Pariser Organisation eine vollständige Version des
erarbeiteten Standards (Modellabkommen, technische Details zur Umsetzung sowie
kommentierte Auslegungen) vor. Die G20 bestätigten diese Marschrichtung im
September 2014, worauf 51 Staaten und Territorien im Oktober 2014 beschlossen, den
neuen Standard per 2017 umzusetzen (Multilateral Competent Authority Agreement,
MCAA). Weil sich das MCAA auf das Amtshilfeübereinkommen (Europaratskonvention
zur Steueramtshilfe) stützte, das vom Bundesrat erst Anfang 2015 in die
Vernehmlassung geschickt wurde (siehe unten), unterschrieb die Schweiz das
Abkommen am 19.11.14 nur mit Vorbehalten. Ebenfalls auf Januar 2015 stellt der
Bundesrat die Vernehmlassung zur Umsetzungsgesetzgebung zum AIA in Aussicht. Diese
sollte mitunter festhalten, unter welchen Bedingungen die Schweiz bereit sein würde,
mit einem Staat den AIA zu vereinbaren. Unter Vorbehalt der parlamentarischen
Zustimmung war am Jahresende 2014 absehbar, dass die Schweiz frühestens 2018
Daten liefern würde. 5

Nachdem sich der Bundesrat im November 2014 im Rahmen des MCAA zur Einführung
des automatischen Informationsaustausches in Steuersachen (AIA) verpflichtet hatte,
gelangte das entsprechende AIA-Gesetz in der Herbstsession in den Nationalrat. Dieses
war nötig, damit die international eingegangenen Verpflichtungen auch umgesetzt
werden konnten. 
Die Ratsdebatte in der grossen Kammer wurde stark von Vertretern der SVP geprägt.
Nachdem Anträge aus SVP-Reihen auf Nichteintreten und Rückweisung an den
Bundesrat zu Beginn der Beratung gescheitert waren, brachten Parlamentarier der
Volkspartei zahlreiche verschiedene Anträge ein. Der Versuch, eine unabhängige Stelle
zu schaffen, an welche im Rahmen des spontanen Informationsaustausches vom
Ausland erhaltene Informationen hätten weitergeleitet werden sollen und dass diese
nur im Verdachtsfall von den Steuerbehörden hätten verwendet werden dürfen, fand
ebenso keine Mehrheit wie das Ansinnen, die geltende Rechtslage insofern zu erhalten,
als dass jedes einzelne neu verhandelte AIA-Abkommen dem fakultativen Referendum
zu unterstellen war. Eine Mehrheit, bestehend aus SVP, FDP und Teilen der CVP, fand
sich hingegen für einen Minderheitsantrag Matter (svp, ZH), der aus Fahrlässigkeit
verursachte inkorrekte Selbstauskünfte nicht unter Busse stellen wollte. 
Ebenfalls erfolgreich war ein spontan eingebrachter Antrag Regazzi (cvp, TI), der die
Einführung einer neuen Steueramnestie forderte. Eine im Jahre 2010 geschaffene
Möglichkeit der Selbstanzeige, bei der neben den Nachsteuern der vergangenen zehn
Jahre eine Busse anfiel, sei ein zu kleiner Anreiz, falsch deklarierte Gelder zu melden.
Dies könne korrigiert werden, indem die Frist auf fünf Jahre halbiert werde. Eine
bürgerliche Ratsmehrheit folgte dieser Argumentation entgegen dem Willen des
Bundesrats und nahm den Antrag mit 85 zu 80 Stimmen an.  
Der Ständerat, der die Vorlage in der Wintersession behandelte, konnte dem Antrag
Regazzi nichts abgewinnen, er sprach sich für die vom Bundesrat vorgeschlagene
Variante aus. Für Diskussionen sorgte in der kleinen Kammer auch die Frage, ob es
notwendig sei, eine neue Steuererkennungsnummer zu schaffen oder aber die bereits
bestehende AHV-Nummer zu verwenden. Für eine neu geschaffene Erkennungszahl
sprach das Argument des besseren Datenschutzes, die Kantone befürchteten aber
dadurch erhebliche Mehrkosten. Der Ständerat sprach sich klar im Sinne der Kantone
dafür aus, die bestehende AHV-Nummer zu verwenden. 
Aufgrund der bestehenden Differenzen zwischen National- und Ständerat gelangte das
Geschäft wieder zurück in die grosse Kammer. Diese erklärte sich mit den vom
Ständerat abgeänderten Punkten einverstanden, womit die Vorlage angenommen
wurde. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2015
NICO DÜRRENMATT
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Parlamentarische Initiative- automatischen
Informationsaustausch

Banken

Eine parlamentarische Initiative der FDP-Fraktion (Annahme in beiden Kommissionen
2011), die den automatischen Informationsaustausch (AIA) als aussenpolitische Option
ausschliessen wollte, wurde im Berichtsjahr definitiv abgeschrieben. Eine knappe
Kommissionsmehrheit (12 zu 11 Stimmen) der WAK-NR verwies darauf, dass die Vorlage
überholt sei, weil die spontane und automatische Amtshilfe im Steueramtshilfegesetz
(StAhiG, verabschiedet 2012) durch die Formulierung «auf Ersuchen» ausgeschlossen
worden war. Zudem war abzusehen, dass die OECD in absehbarer Zukunft den AIA als
Standard definieren und der Bundesrat dessen Übernahme beschliessen würde. Die
Kommissionsmehrheit empfahl dem Rat, seine Position gegenüber dem AIA im Rahmen
der Umsetzungsgesetzgebung zu klären. Eine Minderheit aus SVP, FDP und Teilen der
CVP befürchtete die Einführung des AIA «durch die Hintertüre» (Caspar Baader, svp,
BL), sprich ohne Möglichkeit für eine parlamentarische Beratung und ohne
Referendumsfähigkeit, und setzten sich deshalb für die Aufrechterhaltung der Initiative
ein. Die Kommissionsminderheit scheiterte knapp mit 94 zu 87 Stimmen. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.09.2013
FABIO CANETG

Unterzeichnung der Europaratskonvention
zur Steueramtshilfe

Banken

Neben der Marginalisierung der Weissgeldvorlage hatte der bundesrätliche Entscheid
für den automatischen Informationsaustausch (AIA) eine zweite mittelbare Auswirkung,
nämlich die Unterzeichnung der Europaratskonvention zur Steueramtshilfe durch den
Bundesrat im Oktober des Berichtsjahrs. Die Konvention sah gegenüber den damals
geltenden Regelungen (Amtshilfe auf Ersuchen, Gruppenanfragen möglich) eine weitere
Aufweichung der Amtshilferegelungen vor. Neu sollte auch «spontan» – nicht jedoch
«automatisch» – Amtshilfe geleistet werden. Die Schweiz verpflichtete sich mit der
Übernahme der Konvention dazu, Drittstaaten zu informieren, wenn sie auf
unversteuerte, ausländische Gelder stossen sollte. Solche Daten musste die Schweiz
jedoch nicht aktiv aufspüren; um der Konvention zu genügen, reichte die Weitergabe
zufällig erlangter Informationen. Die SVP und die FDP kritisierten die Übernahme der
Konvention, weil die Schweiz so zur «freiwilligen Steuerpolizei» (Thomas Matter, svp,
ZH) für das Ausland würde. Obwohl einiges darauf hindeutete, dass die Konvention Teil
der zukünftigen internationalen Regelungen sein würde, teilte die FDP mit, das
Abkommen im Rat abzulehnen, weil es über die globalen Standards hinausgehe. Alle
anderen Parteien unterstützten die Unterzeichnung, verwiesen aber teilweise darauf,
dass die Konvention erst umgesetzt werden sollte, wenn andere Staaten die Regelung
ebenfalls umsetzten. Der Bundesrat erhoffte sich von der Ratifikation der
Europaratskonvention zur Steueramtshilfe unter anderem, dass er damit die
Anforderungen des Global Forum der OECD teilweise erfüllen konnte. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.10.2013
FABIO CANETG

Der parlamentarische Prozess zur Ratifikation der 2013 unterschriebenen
Europaratskonvention zur Steueramtshilfe (Amtshilfeübereinkommen) wurde im
Berichtsjahr 2014 noch nicht angestossen. Auf Basis des Amtshilfeabkommens
entschied sich der Bundesrat jedoch zur Unterzeichnung des Multilateral Competent
Authority Agreement (MCAA) unter Vorbehalt der parlamentarischen Genehmigung des
Amtshilfeübereinkommens. Die Zustimmung des Parlaments zum
Amtshilfeübereinkommen war im Zusammenhang mit dem MCAA nötig, weil dieses sich
staatsrechtlich auf das Amtshilfeübereinkommen stützte. Mit der Unterzeichnung des
Amtshilfeübereinkommens hatte sich der Bundesrat erhofft, die Anzahl Staaten, die auf
Basis der neuen OECD-Standards Amtshilfe ersuchen können, weiter zu vergrössern,
weil dieses (im Gegensatz zur Vorlage zur einseitigen Anwendung der OECD-Standards)
auch Staaten ohne Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) erlaubte, Amtshilfegesuche
nach OECD-Standards zu stellen. Damit sollte den Empfehlungen des Global Forum
entsprochen werden. Dieses hatte mitunter gefordert, dass die Anzahl DBA, welche
Amtshilfe auf Basis der OECD-Standards gewähren, vergrössert werden musste. 9

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 31.12.2014
FABIO CANETG
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Im Jahr 2013 hatte der Bundesrat die Europaratskonvention zur Steueramtshilfe
unterzeichnet. Die Konvention definierte drei Arten des steuerlichen
Informationsaustausches: Beim Austausch um Ersuchen handelte es sich um den seit
2009 gültigen OECD-Standard. Der spontane Austausch wurde neu geschaffen und
zeichnete sich dadurch aus, dass ein Vertragsstaat einem anderen Steuerinformationen
zukommen lässt, sobald er davon ausgehen kann, damit im Interesse des Staates, an den
die Informationen übermittelt werden, zu handeln. Drittens war auch der automatische
Informationsaustausch (AIA) vorgesehen, wobei für die Einführung desselben eine über
die Konvention herausgehende Vereinbarung notwendig war. Eine solche Vereinbarung
war von den Vertragsstaaten in Form des Multilateral Competent Authority Agreement
(MCAA) auch getroffen worden. 
Damit die Vereinbarung auch ratifiziert werden konnte, war eine Änderung des
Steueramtshilfegesetzes notwendig. Dabei lag der Schwerpunkt auf der rechtlichen
Einbettung des spontanen Informationsaustausches. Da der Vertrag das Prinzip der
Reziprozität vorsah, würde die Schweiz sowohl Daten ausliefern als auch vom Ausland
erhalten. 
Die Debatte im als Erstrat fungierenden Nationalrat machte deutlich, dass sich die SVP
am Sachverhalt der Reziprozität störte: Ein Minderheitsantrag Matter verlangte, dass
vom Ausland an die Schweiz gelieferte Daten nur im Verdachtsfall genutzt und darauf
basierende weitergehende Abklärungen vorgenommen werden durften. Damit sollte,
wie Nationalrat Aeschi (svp, ZG) ausführte, der "unbescholtene Bürger" vor dem
"Überwachungsstaat" geschützt werden. Die Gegner dieses Antrags argumentierten,
dass es jeglicher Logik widerspreche, automatisch erhaltenen Informationen nicht
durch ein Gesuch weiter nachgehen zu dürfen. Obwohl die Volkspartei geschlossen, die
FDP mehrheitlich und auch eine Minderheit der CVP das Begehren unterstützten,
wurde es mit 92 zu 80 Stimmen abgewiesen. Auch in der Gesamtabstimmung unterlag
die SVP: Der Nationalrat stimmte der Änderung des Steueramtshilfegesetzes mit 119 zu
51 Stimmen zu. 
Im Ständerat war das Geschäft deutlich weniger umstritten als im Nationalrat. Die kleine
Kammer nahm jedoch gegenüber der nationalrätlichen Fassung eine kleine Präzisierung
vor, mit der "der Schutz nicht betroffener Personen konkretisiert und ausgeweitet"
werden sollte, wie Kommissionssprecher Zanetti (sp, SO) erläuterte. Aufgrund dieses
Abänderungsvorschlags gelangte das Geschäft ein weiteres Mal in den Nationalrat, der
die ständerätliche Version mit 125 zu 53 Stimmen guthiess. In der Schlussabstimmung
fand die Vorlage in beiden Ratskammern schliesslich eine komfortable Mehrheit: Der
Nationalrat stimmte mit 122 zu 68, der Ständerat mit 38 zu 5 Stimmen zu. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Änderungen im Steueramtshilfegesetz

Banken

Die verkürzte Vernehmlassung zu den Änderungen im Steueramtshilfegesetz (StAhiG)
wurde im August 2013 eröffnet. Das Gesetz war zu diesem Zeitpunkt noch keine sieben
Monate in Kraft, musste aber aufgrund der Anforderungen des Global Forum, im
Speziellen betreffend Notifikation der von Amtshilfe betroffenen Personen, bereits
revidiert werden. Die in die Vernehmlassung geschickte Vorlage wollte, in Erfüllung der
Erfordernisse des Global Forum, die Vorinformation von beschwerdeberechtigten
Personen einschränken, sofern der gesuchstellende Staat Geheimhaltungsgründe
glaubhaft machen konnte. Zudem sprach sich der Bundesrat dafür aus, Amtshilfe auf
Basis von gestohlenen (Bank-)Daten zu leisten, sofern der ersuchende Staat die Daten
nicht «aktiv erlangt» hatte. Zum Zeitpunkt der Beratungen waren mehrere hundert
indische Amtshilfegesuche blockiert, die auf gestohlenen Bankdaten beruhten, welche
jedoch nicht direkt vom indischen Staat erworben worden waren. Weiter wollte die
Landesregierung sich das Recht geben, Änderungen der OECD-Standards bezüglich
Gruppenanfragen in eigener Kompetenz umzusetzen. Von der SP wurde der Entwurf
gelobt; die SVP lehnte ihn integral ab. Die in internationalen Amtshilfeabstimmungen
häufig ausschlaggebende CVP äusserte sich ebenfalls kritisch: Hehlerei bleibe Hehlerei,
weshalb Amtshilfe auf keinen Fall auf Basis von gestohlen Daten gewährt werden sollte.
Zudem sei die Einschränkung der Vorinformation von betroffenen Personen
rechtsstaatlich stossend. Die Kompetenzverlagerungen zum Bundesrat bezeichnete die
Partei als «inakzeptable Aushebelung des Parlaments». 

Vor der Verabschiedung der Botschaft korrigierte der Bundesrat die Vorlage aufgrund
der teils heftigen Kritik in der Vernehmlassung in mehreren Punkten. Amtshilfe auf Basis
von gestohlenen Daten sollte – wie nach damals gültigem Recht – in keinem Fall gewährt
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werden. Ebenfalls ergänzte er explizit, dass die Vorinformation von betroffenen
Personen nur «ausnahmsweise» nicht vorgenommen werde durfte. Damit trat er
Bedenken entgegen, wonach die nachträgliche Information zum Regelfall werden
könnte. Als «Ausnahmen» im Sinne der Vorlage nannte der Bundesrat die Dringlichkeit
ausländischer Begehren und laufende (ausländische) verdeckte Ermittlungen. Ebenfalls
einen Schritt zurück machte die Landesregierung im Zusammenhang mit der geplanten
Kompetenzverlagerung. Neu beantragte die Exekutive, nur den Inhalt einer
Gruppenanfrage in eigener Kompetenz festlegen zu können. 

Die parlamentarische Erstberatung fand in der Wintersession 2013 statt. Der
Nationalrat beschloss klar und nur gegen den Willen der SVP auf die Vorlage einzutreten
(123 zu 46 Stimmen). In der Detailberatung befasste er sich dann mehrheitlich mit
Minderheitsanträgen von SVP und Ratslinken. Die Volkspartei wollte die Kompetenz zur
Festlegung des Inhalts einer Gruppenanfrage nicht dem Bundesrat zusprechen,
scheiterte aber deutlich mit 50 zu 120 Stimmen (2 Enthaltungen). Auch ein Antrag, der
die Vorinformation in jedem Fall gewährleisten wollte (und damit das Kernstück der
Vorlage direkt angriff), wurde klar mit 130 zu 55 Stimmen bei 4 Enthaltungen abgelehnt.
Der Rat entschied sich jedoch dafür, die Bedingungen für eine Einschränkung der
Vorinformation leicht zu verschärfen (Einschränkung der Vorinformation nur, wenn der
Zweck der Amtshilfe und der Erfolg der Untersuchung kumulativ gefährdet waren). Der
Bundesrat und die Ratslinken verwiesen vergeblich darauf, dass der internationale
Wortlaut («oder») kaum Unterschiede zum Mehrheitsvorschlag («und») machte, aber
sicherstellte, dass den Anforderungen des Global Forums Genüge getan würde. Ein
weiterer Minderheitsantrag betraf zweitens die Amtshilfe auf Basis von gestohlenen
Daten. Ratslinke Parlamentarier/innen wollten diese grundsätzlich erlauben,
scheiterten damit aber deutlich mit 50 zu 125 Stimmen. Schliesslich ersuchten SP und
GP den Rat, Amtshilfe auch gegenüber Staaten zu gewähren, mit denen die Schweiz kein
bilaterales oder multilaterales Steuerabkommen abgeschlossen habe, sofern der
ersuchende Staat Gegenrecht einräumte und als «rechtsstaatlich» galt. Auch dieser
Antrag wurde klar mit 54 zu 121 Stimmen abgelehnt. Die Gegner verwiesen dabei auf die
Komplexität der Steueramtshilfe, die nur auf Basis einer soliden rechtlichen Grundlage
gewährt werden sollte. Ohne Gegenantrag wurde die vom Bundesrat vorgeschlagene
Definition von Gruppenersuchen präzisiert. Gruppenanfragen sollten sich nach dem
Willen der grossen Kammer dadurch auszeichnen, dass sie Informationen über mehrere
Personen verlangten, die nach identischen Verhaltensmuster vorgegangen und anhand
präziser Angaben identifizierbar sind. In der Gesamtabstimmung passierte die Vorlage
gegen den Widerstand der SVP mit 130 zu 55 Stimmen bei 4 Enthaltungen. 11

Die Anpassungen im Steueramtshilfegesetz wurden 2014 vom Ständerat (Zweitrat)
behandelt. Die grosse Kammer hatte das Geschäft bereits 2013 diskutiert und mit
wenigen Anpassungen gutgeheissen. Die Vorlage wollte, in Erfüllung einer Empfehlung
des Global Forum, die Vorinformation von beschwerdeberechtigten Personen in Sachen
Amtshilfe einschränken. Diese sollte nach nationalrätlicher Version in Ausnahmefällen
nicht vorgenommen werden dürfen. Im Speziellen sollten die betroffenen Personen
nicht vorinformiert werden, wenn der Zweck der Amtshilfe und deren Erfolg kumulativ
gefährdet war. In dieser Präzisierung hatte der Nationalrat eine Differenz zum
Bundesrat geschaffen, der eine „oder“-Regelung vorgeschlagen hatte. Im Ständerat war
Eintreten unbestritten. Ebenso wurden vergleichsweise weniger weitreichende
Änderungsvorschläge des Bundesrats (betreffend Kompetenz zur Festlegung des Inhalts
einer Gruppenanfrage) und des Nationalrats (Präzisierung der Definition von
Gruppenersuchen) ohne Gegenantrag bestätigt. Zu reden gab einzig die Bestimmung
betreffend der nötigen Bedingungen zur Ausnahme von der Vorinformation. Nach
bundesrätlichem Vorschlag sollte von der Vorinformation abgesehen werden, wenn
entweder der Zweck oder der Erfolg der Amtshilfe durch die Vorinformation gefährdet
waren. Wie der Nationalrat wollte die Kleine Kammer jedoch an der etwas restriktiveren
Formulierung („und“) festhalten. Bundesrätin Widmer-Schlumpf plädierte auch im
Ständerat für den „oder“-Wortlaut. Materiell mache es zwar keinen Unterschied, wie die
Regelung formuliert sei. Der „oder“-Wortlaut sei aber zu bevorzugen, weil er dem
internationalen Standard entspreche und deshalb sicherstellen würde, dass die
schweizerischen Regelungen als OECD-konform beurteilt würden. Der Ständerat folgte
dieser Argumentation nicht und bestätigte die nationalrätliche Version mit
Stichentscheid des Präsidenten. Darauf nahmen die Kantonsvertreter die Vorlage in der
Gesamtabstimmung mit 34 zu 1 Stimmen bei einer Enthaltung an. In der
Schlussabstimmung passierte das Geschäft einzig gegen den Willen der SVP mit 137 zu
56 Stimmen bei 3 Enthaltungen im Nationalrat und mit 39 zu 3 Stimmen im Ständerat.
Mit der Annahme der Gesetzesrevision schufen die eidgenössischen Räte die
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Voraussetzungen zum Übertritt in Phase 2 des Peer-Review des Global Forum
(wenngleich mit Einschränkungen, weil der verabschiedete Text nicht exakt den
internationalen Standards entsprach). Zum Übertritt in Phase 2 des Peer-Review
musste mindestens eine der drei Empfehlungen des Global Forum von 2011
(Einschränkung der Vorinformation in Amtshilfesachen, Vergrösserung der Anzahl
Doppelbesteuerungsabkommen nach OECD-Standard und Identifikation des Halters
von Inhaberaktien) erfüllt sein. Für das Bestehen der Phase 2 mussten alle drei
Empfehlungen umgesetzt werden. 12

OECD-Standards zum Informationsaustausch

Banken

Im Berichtsjahr 2014 wurde der Entwurf zum Bundesgesetz über die einseitige
Anwendung des OECD-Standards zum Informationsaustausch (Artikel 26 des OECD-
Musterabkommens) in die Vernehmlassung geschickt. Die Vorlage stand im
Zusammenhang mit den Empfehlungen des Global Forum von 2011 (Einschränkung der
Vorinformation in Amtshilfesachen, Vergrösserung der Anzahl
Doppelbesteuerungsabkommen nach OECD-Standard und Identifikation des Halters
von Inhaberaktien). Staaten, deren Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) mit der
Schweiz noch nicht an die neusten OECD-Standards angepasst waren, sollte gemäss
bundesrätlichem Vorschlag die Möglichkeit eingeräumt werden, auf Basis der neuen
Standards Amtshilfegesuche zu stellen. Diesen sollten entsprochen werden, sofern das
gesuchstellende Land Gegenrecht einräumte und die Daten vertraulich behandelte.
Zudem sollten die Daten gemäss Vorentwurf nur für Steuerzwecke verwendet werden
dürfen („Spezialiätenprinzip“). Bezüglich der Zulässigkeit von Amtshilfegesuchen sah der
Bundesrat im Einklang mit den OECD-Standards vor, Amtshilfe bei Verdacht auf
Steuerhinterziehung und Steuerbetrug zu leisten, auch wenn im entsprechenden DBA
Amtshilfe nur bei Verdacht auf Steuerbetrug vorgesehen war. Zudem sollte, ebenfalls in
Entsprechung zu den letzten Anpassungen in den OECD-Standards, Gruppenanfragen
auf Basis von Verhaltensmustern grundsätzlich möglich sein, auch wenn solche in den
betroffenen DBA nicht vorgesehen waren. Der Bundesrat erachtete die vorgeschlagene
Regelung als geeignet, den Empfehlungen des Global Forum zu entsprechen, wodurch
er sich erhoffte, im Peer-Review des Global Forum in Phase 2 übertreten zu können.
Die Stossrichtung des Entwurfs war ähnlich der 2013 unterzeichneten
Europaratskonvention zur Steueramtshilfe, deren Ratifikation im Berichtsjahr 2014
ebenfalls pendent war (siehe unten). Zudem entsprach sie einer im Parlament noch
nicht behandelten Motion Noser (fdp, ZH), die mit wenigen Einschränkungen ebenfalls
eine einseitige Anwendung der neuen OECD-Standards vorschlug. Die
Vernehmlassungsfrist zum Bundesgesetz über die einseitige Anwendung des OECD-
Standards zum Informationsaustausch endet am 5.2.15. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.10.2014
FABIO CANETG

Änderungen im Steueramtshilfegesetz

Banken

Im Herbst 2015 startete der Bundesrat einen neuen Versuch, Änderungen im
Steueramtshilfegesetz vorzunehmen und schickte dazu einen Revisionsentwurf in die
Vernehmlassung. Im Wesentlichen wollte die Landesregierung damit die Amtshilfepraxis
dahingehend abändern, dass es der Schweiz künftig auch erlaubt sein sollte, in Fällen
Amtshilfe zu leisten, die auf gestohlenen Bankdaten beruhten. Bedingung dafür war
gemäss bundesrätlichem Entwurf aber, dass das gesuchstellende Land die betreffenden
Daten „auf ordentlichem Amtshilfeweg oder aus öffentlich zugänglichen Quellen"
erhalten hat; Amtshilfe auf Basis gestohlener Daten, die durch einen Staat „aktiv
erworben" worden sind, sollte auch weiterhin nicht gewährt werden. Die bisherige
Regelung, wonach auf gestohlene Bankdaten beruhenden Amtshilfegesuchen generell
nicht nachgekommen werden durfte, widersprach den OECD-Standards betreffend
Informationsaustausch und lief dementsprechend Gefahr, die Kritik des Global Forum
und anderer Staaten auf sich zu ziehen. Aus diesem Grunde hatte die Schweizer
Regierung bereits 2013 im Rahmen der damaligen Änderung des
Steueramtshilfegesetzes versucht, eine entsprechende Gesetzesänderung zu
realisieren. Aufgrund weitreichender Kritik im damaligen Vernehmlassungsverfahren an
diesem Vorhaben hatte sich der Bundesrat damals schliesslich dazu entschieden,
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darauf zu verzichten, um die Revision des Steueramtshilfegesetzes nicht zu gefährden.
Ihren neuerlichen Versuch auf eine entsprechende Gesetzesänderung nur gut zwei
Jahre später rechtfertigte die Landesregierung mit dem erheblichen Druck von Seiten
anderer Staaten und internationaler Institutionen auf die Schweiz, ihre Amtshilfepraxis
an die internationalen Standards anzupassen. 14

Auch nach Abschluss und Auswertung des Vernehmlassungsverfahrens zu den
vorgeschlagenen Änderungen im Steueramtshilfegesetz,  wonach Steueramtshilfe auch
auf Basis gestohlener Bankdaten erlaubt werden sollte, sofern sie nicht durch aktives
Zutun des gesuchstellenden Landes in dessen Besitz gelangt sind, hielt der Bundesrat
an seinen oben beschriebenen Revisionsabsichten fest – im Gegensatz zum Jahr 2013,
als die Regierung auf die negativen Vernehmlassungsantworten der Mehrheit der
Kantone und Parteien mit der Streichung der entsprechenden Gesetzesänderung
reagiert hatte. Das bundesrätliche Festhalten an der eingeschlagenen Marschroute
überraschte insofern, als dass sich die bürgerlichen Parteien CVP, FDP und SVP auch in
dieser Vernehmlassungsphase gegen das Ansinnen des Bundesrates ausgesprochen
hatten. Erklären liess sich die bundesrätliche Standfestigkeit jedoch mit dem gegenüber
2013 noch einmal gewachsenen internationalen Druck auf die bisherige schweizerische
Amtshilfepraxis: Auf der Basis von 2008 bei der Genfer Filiale der britischen Bank HSBC
entwendeten und über Frankreich in vielerlei Staaten gelangten Bankdaten war in
letzter Zeit eine grosse Zahl von Amtshilfegesuchen an die Schweiz herangetragen
worden, insbesondere aus Indien, Deutschland, Spanien und Frankreich. 
Die Opposition gegen die vorgesehenen Änderungen, der neben der drei genannten
Parteien unter anderem der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) und der Kanton
Schwyz angehörten, führten in erster Linie rechtsstaatliche Bedenken ins Feld. Sie
argumentierten, Amtshilfe auf Basis gestohlener Bankdaten würde den Straftatbestand
des Datendiebstahls gewissermassen belohnen und damit attraktiver machen. Überdies
erachteten FDP und SVP die geplante Revision als übereifrig, da auf Ende Juni 2016 der
Bericht des Global Forum, des Prüforgans der OECD, erwartet wurde, der die
schweizerische Amtshilfepraxis auf ihre Kongruenz mit internationalen Standards
überprüfen sollte. Die Befürworter der bundesrätlichen Linie, bestehend aus
sämtlichen Kantonen ausser dem Kanton Schwyz, den Parteien BDP, SP und Grüne und
den Interessenverbänden Economiesuisse und SBVg ihrerseits nahmen die
Überprüfungen durch das Global Forum zum Anlass, die geplante Änderung des
Steueramtshilfegesetzes zu unterstützen. Aus Angst vor einem ungenügenden Zeugnis
des Global Forum für die schweizerische Amtshilfepraxis und daraus resultierenden
negativen Konsequenzen in Form von wirtschaftlichen Sanktionen zeigten sich diese
Akteure bestrebt, die schweizerische Gesetzgebung den internationalen Standards
anzugleichen. Ganz allgemein wurde die geplante Revision auch als Präventions- und
Aufklärungsbeitrag der Schweiz gegen Steuerhinterziehung begrüsst. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Die WAK-NR sprach sich im Herbst 2016 jedoch deutlich, mit 18 zu 4 Stimmen dafür aus,
die vom Bundesrat angeregten Änderungen im Steueramtshilfegesetz zu sistieren und
damit das Geschäft bis auf Weiteres auf Eis zu legen. Da internationale Standards eine
solche Gesetzgebung fordern und ein Zuwiderhandeln Sanktionen nach sich ziehen
könnte, wird der Bundesrat allerdings voraussichtlich bereits im Laufe des nächsten
Jahres wieder einen Vorschlag unterbreiten, um das Steueramtshilfegesetz
dahingehend zu verändern, dass Steueramtshilfe auch auf Basis von gestohlenen
Bankdaten möglich sein soll. 16
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Echange automatique de renseignements
relatifs aux comptes financiers avec
l’Australie

Banken

Alors que les bases légales concernant l’échange automatique d’informations sont
établies depuis décembre 2015, les applications bilatérales de l’échange automatique
de renseignements (EAR) sont soumises progressivement au parlement. Ces accords se
fondent sur le Multilateral Competent Authority Agreement (MCAA). Dans le cas de
l’Australie, le Conseil fédéral a estimé que la législation australienne relative à la
protection des données, la mise en place d’une procédure de régularisation pour les
contribuables ainsi que l’ouverture de discussions sur l’accès au marché des services
financiers pour des prestataires suisses, étaient suffisantes pour soumettre l’accord à
l’approbation de l’Assemblée fédérale. Le Conseil des États a adopté le message par 40
voix sans opposition. Le Conseil national a suivi la dynamique par 123 voix contre 63 et
une abstention. Seules des voix de l’UDC se sont opposées à l’accord avec l’Australie.
Ainsi, l’échange automatique pourra être appliqué à partir de 2018. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Echange de renseignement en matière
fiscale. Accords avec le Belize et la Grenade

Banken

Le Conseil national a donné son aval pour l’entrée en vigueur de deux nouveaux accords
sur l’échange de renseignements fiscaux (AERF). Il a voté par 128 voix contre 47 et 13
abstentions en faveur de l’accord avec le Belize, et par 131 voix contre 43 et 16
abstentions pour l’accord avec la Grenade. Des voix contre cet accord ont résonné
uniquement chez le parti agrarien. Le Conseil des Etats a validé les deux accords à
l’unanimité. L’objectif de ces accords est de faciliter l’échange de renseignements
fiscaux afin d’être en adéquation avec les normes internationales. 18
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Ordonnance sur l'assistance administrative
fisclae

Banken

L’ordonnance sur l’assistance administrative fiscale (OAAF) entrera en vigueur en
janvier 2017. Après l’adoption, en 2015, du Multilateral Competent Authority Agreement
(MCAA), cette ordonnance doit permettre les premiers échanges automatiques
d’informations entre pays partenaires dès 2018.  Elle définit les procédures, les
informations à transmettre et les délais à respecter dans le cadre des échanges
spontanés de renseignements fiscaux. De plus, des règles spécifiques aux décisions
anticipées ont été définies. Cette révision de l’ordonnance s’inscrit dans le cadre du
projet sur la base d’imposition et le transfert des bénéfices initié par l’OCDE et le
G20. 19
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Message Conseil fédéral - Echange des
déclarations pays par pays

Banken

Le message concernant l’accord multilatéral qui porte sur l’échange des déclarations
pays par pays doit permettre de mettre en application un standard développé par le
G20 et l’OCDE. Ce standard minimal vise la lutte contre l’érosion de la base
d’imposition et le transfert de bénéfices (BEPS). Par conséquent, ce message, adopté
par le Conseil fédéral, a pour objectif l’accroissement de la transparence dans le
domaine fiscal, notamment pour les multinationales. Pour garantir un échange
automatique pays par pays, la Suisse doit intégrer trois éléments dans sa législation. Il
s’agit premièrement de la convention multilatérale du Conseil de l’Europe et de l’OCDE.
Cette convention a été adoptée par le Parlement en décembre 2015. Puis, dans un
deuxième temps, l’Assemblée fédérale doit approuver l’accord multilatéral entre
autorités compétentes qui porte sur l’échange des déclarations pays par pays (accord
EDPP), ainsi que la loi fédérale sur l’échange international automatique pour les
groupes d’entreprises multinationales (LEDPP). Ces deux derniers éléments sont
incorporés dans le message en question. Au final, si le Parlement valide le projet et
qu’aucun référendum n’entrave sa mise en exécution, des déclarations pays par pays
pourraient être établies dès 2018. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Lors de la session de printemps 2017, la chambre des cantons a étudié l’Accord
multilatéral entre autorités compétentes portant sur l’échange des déclarations pays
par pays («Country-by-Country-Reporting»). Le Conseil des Etats s’est donc penché
sur l’approbation et la mise en œuvre de la loi fédérale sur l’échange international
automatique des déclarations pays par pays des groupes d’entreprises multinationales
(LEDPP). Cette nouvelle législation, fruit du projet BEPS de l’OCDE et de discussions au
sein du G20, concerne environ 200 multinationales basées en Suisse. En filigrane de cet
accord, un objectif régit les mesures du projet: une hausse de la transparence. Ainsi,
les entreprises multinationales concernées devront, dorénavant, remplir une
déclaration «pays par pays» qui fournira les informations nécessaires afin d’éviter une
imposition uniquement dans des pays fiscalement concurrentiels. 
Dans l’ensemble, le Conseil des Etats a accepté le projet par 40 voix contre une. Ueli
Maurer, ministre des finances, a défendu le projet face aux doutes émis au sein de la
droite de l’hémicycle. En effet, certains sénateurs de droite ont parlé de dérive
bureaucratique dictée par la pression internationale. Du côté de la gauche, deux
revendications supplémentaires ont été rejetées. Tout d’abord, il s’agissait de la
volonté d’imposer la transmission d’un fichier principal et d’un fichier local, repoussée
par 28 voix contre huit, et ensuite, le souhait d’imposer au gouvernement une
coopération avec tous les Etats engagés, rejeté par 30 voix contre 13. Finalement, la
chambre des cantons a revu à la baisse le régime des sanctions induit par des
indications inexactes ou incomplètes. Il a supprimé l’amende de 100'000 francs.
Lors de la session d’été, au sein de la chambre du peuple, seul l’UDC s’est opposé à
l’accord. La Commission de l’économie et des redevances du Conseil national (CER-CN)
a insisté sur le manque de marge de manœuvre et les répercussions négatives d’un
rejet du projet avec notamment l’épée de Damoclès de la liste noire pour les
entreprises helvétiques. Au final, les parlementaires du Conseil national ont assoupli
certaines mesures comme la définition d’un groupe et d’une société mère, ont
prolongé le délai pour s’annoncer à 90 jours et réduit les sanctions prévues. Ainsi, la
chambre du peuple a non seulement suivi sa consœur en supprimant l’amende de
100'000 pour indications inexactes ou incomplètes, mais a aussi réduit l’amende a
100'000 francs au lieu de 250'000 francs en cas de comportement intentionnel et a
fixé un plafond maximal de 50'000 francs en cas de dépôt tardif. 
Lors du vote final le 16 juin 2017, le Conseil national a validé le projet d'arrêté fédéral
par 129 voix contre 64 et trois abstentions, et la LEDPP à l'unanimité par 196 voix, alors
que le Conseil des Etats a donné son approbation à l'arrêté fédéral par 37 voix contre
cinq et une abstention, et à la LEDPP à l'unanimité par 43 voix et une abstention. 21
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Application convention - Echange
automatique

Banken

Dans le cadre de l’application de la norme internationale relative à l’échange
automatique de renseignements dans le domaine fiscale (EAR), la Suisse a signé
plusieurs déclarations communes en 2016. Nous pouvons notamment citer la signature
de déclarations communes avec l’Afrique du Sud, le Brésil, le Chili, l’Inde, le Mexique,
la Nouvelle-Zélande, Saint-Marin et l’Uruguay. 22

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.12.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Dans le cadre de la norme internationale en matière d'échange de renseignements,
établie par l'OCDE, la Suisse s'est engagée à introduire l'échange automatique de
renseignements (EAR) en matière fiscale. Ainsi, des procédures de consultation sont
lancées afin de déterminer quels Etats et territoires remplissent les conditions
nécessaires pour appartenir au réseau partenaire de la Suisse. L'objectif de ces
démarches est de renforcer la compétitivité et l'intégrité de la place financière
helvétique. Une procédure de consultation a été lancée pour la Chine, l'Indonésie, la
Russie, l'Arabie Saoudite, le Liechtenstein, la Colombie, la Malaisie, les Emirats arabes
unis, Montserrat, Aruba, Curaçao, le Belize, le Costa Rica, Antigua-et-Barbuda, la
Grenade, Saint-Kitts-et-Nevis, Sainte Lucie, Saint-Vincent-et-les-Grenadines, les îles
Cook et les îles Marshall. Si le Parlement approuve les décisions prisent après les
procédures de consultation, les premiers échanges automatiques pourraient avoir lieu
dès 2019. 23

BERICHT
DATUM: 02.02.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Introduction de l'échange automatique de
renseignements relatifs aux comptes
financiers avec l'Islande, la Norvège,
Guernesey, Jersey, l'île de Man, le Japon, le
Canada et la République de Corée

Banken

En se basant sur l’accord multilatéral entre autorités compétentes concernant
l’échange automatique de renseignements relatifs aux comptes financiers (MCAA), ainsi
que sur la loi fédérale sur l’échange international automatique de renseignements en
matière fiscale (LEAR), le Conseil fédéral a soumis à l’approbation du parlement, le
message relatif à l’introduction de l’échange automatique de renseignements (EAR)
avec l’Islande, la Norvège, Guernesey, Jersey, l’île de Man, le Japon, le Canada et la
République de Corée. Le Conseil national a donné son accord par 125 voix contre 43 et
22 abstentions pour l’Islande, par 143 voix contre 17 et 30 abstentions pour la Norvège,
par 122 voix contre 65 et deux abstentions pour Guernesey et Jersey, par 122 voix
contre 64 et trois abstentions pour l’île de Man, par 128 voix contre 24 et 37
abstentions pour le Japon, par 128 voix contre 25 et 36 abstentions pour le Canada et
par 124 voix contre 28 et 37 abstentions pour la République de Corée. Dans la majorité
des cas, les voix opposées aux accords ou qui se sont abstenues venaient de l’UDC.
Pour sa part, le Conseil des Etats a donné son aval pour chaque accord à l’unanimité.
Les premiers échanges automatiques de renseignements fiscaux devraient ainsi
s’effectuer en 2018. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Echange de renseignements en matière
fiscale. Accord avec le Brésil

Banken

Bien que certains parlementaires craignent pour la protection des données et se
méfient de la corruption endémique qui sévit, selon eux, au Brésil, le parlement a
adopté l’accord sur l’échange de renseignement en matière fiscale avec le Brésil
(AERF). Cet accord ne prévoit pas d’échange automatique mais est un premier pas dans
la direction de l’échange d’informations fiscales entre les deux pays. Ainsi, les
entreprises suisses actives dans ce pays d’Amérique latine verront leur sécurité du
droit et des investissements renforcée. La chambre du peuple a validé l’accord par 114
voix contre 76. La chambre des cantons l’a approuvé par 34 voix sans opposition. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Introduction de l'échange automatique de
renseignements relatifs aux comptes
financiers avec 41 Etats partenaires à partir
de 2018/2019

Banken

Alors que la Suisse a mis en œuvre 38 accords d'échange automatique de
renseignements (EAR) en 2017, le Conseil fédéral a adopté, en parallèle, un second
paquet d'accords EAR avec 41 Etats partenaires. De tels accords seraient mis en œuvre
à partir de 2018 pour un premier échange de données en 2019. L'EAR se fonde sur
l'accord multilatéral entre autorités compétentes concernant l'échange automatique
de renseignements relatifs aux comptes financiers (MCAA) établi dans le cadre des
normes internationales de l'OCDE. 
Le Conseil national s'est alors penché sur l'introduction de l'échange automatique de
renseignements relatifs aux comptes financiers avec 41 Etats partenaires. Tout
d'abord, il a intégré deux principes supplémentaires. Par 129 voix contre 53, il a ajouté
le principe de spécialité qui précise que les renseignements fournis doivent
uniquement être utilisés pour lutter contre la fraude. Puis, il a joint une disposition sur
les normes de prévention de la corruption dans les pays partenaires. Ensuite, la
chambre du peuple a traité chaque accord individuellement. Ainsi, l'UDC, qui s'oppose
à l'échange automatique, a réussi à faire tomber l'accord avec l'Arabie Saoudite par 95
voix contre 92 et 4 abstentions, et l'accord avec la Nouvelle-Zélande étant donné des
risques liés à des pertes de rentes AVS. Tous les autres accords ont été validés par le
Conseil national. C'est désormais aux sénateurs de se prononcer. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Avec une ligne similaire à celle de sa chambre sœur, la chambre des cantons a remanié
le projet d'introduction de l'échange automatique de renseignements (EAR) relatifs
aux comptes financiers avec 41 Etats partenaires élaboré par le Conseil fédéral. Alors
que les premiers échanges devraient avoir lieu dès 2018, le Conseil des Etats a inscrit le
principe de spécialité dans le projet de loi. Tout comme le Conseil national, il souhaite
ainsi que les renseignements transmis ne puissent être utilisés qu'à des fins fiscales.
L'objectif est de renforcer la protection juridique individuelle. Par contre, la chambre
des cantons n'a pas estimé nécessaire d'introduire des mesures liées à la prévention de
la corruption dans le pays partenaire. Les accords avec les 41 Etats partenaires ont été
validés. Au final, le Conseil national s'est aligné sur les modifications du Conseil des
Etats. Ainsi, l'UDC, qui se battait contre ces accords, a finalement dû baisser pavillon.
Tous les accords, même ceux avec l'Arabie Saoudite et la Nouvelle-Zélande, ont été
adoptés et les critères de prévention de la corruption abandonnés. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2017
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Alors que les premiers échanges automatique de renseignements (EAR) relatifs aux
comptes financiers avec 41 Etats partenaires ont eu lieu, la Commission de l'économie
et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a été consultée comme prévu par le
mécanisme de contrôle. La CER-CE n'a pas émis de recommandations spécifiques. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Renforcement de la protection juridique
individuelle dans le cadre de l'échange
automatique de renseignements relatifs aux
comptes financiers

Banken

La Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a
déposé une motion qui vise la modification de l'article 19 de la loi fédérale sur
l'échange automatique de renseignements en matière fiscale (LEAR). L'objectif de la
motion est de renforcer la protection juridique individuelle. Précisément, la CER-CE
souhaite empêcher l'échange de renseignements pour des cas individuels si une
violation de biens juridiques essentiels paraît vraisemblable. De son côté, le Conseil
fédéral s'est prononcé contre la motion. 
Ueli Maurer (udc, ZH), responsable du Département fédéral des finances (DFF), a
indiqué que l'alinéa 2 de l'article 19 de la LEAR garantissait un cadre juridique suffisant
pour sauvegarder la protection individuelle. Il a précisé que, selon de nombreuses
publications scientifiques, l'alinéa 2 protégeait suffisamment les droits de l'homme et
les libertés fondamentales. En résumé, le Conseil fédéral a estimé qu'une telle révision
n'était non seulement pas nécessaire, mais aussi inopportune étant donné que
l'application des premiers échanges automatiques n'avait pas encore eu lieu. Malgré les
arguments du Conseil fédéral, la chambre des cantons a suivi sa commission et s'est
prononcée en faveur de la motion par 24 voix contre 17. La motion passe à la chambre
du peuple. 29

MOTION
DATUM: 05.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

La commission de l’économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a
proposé à sa chambre, par 16 voix contre 8, de rejeter la motion de la CER-CE. La
majorité a estimé que les bases légales existantes garantissaient la protection juridique
individuelle dans le cadre de l’échange automatique de renseignements (EAR). A
l’opposé, une minorité a émis des doutes sur la protection juridique individuelle
induite par l’art.19 al.2 de la LEAR. Finalement, la chambre du peuple a rejeté la motion
par 122 voix contre 66. 30

MOTION
DATUM: 29.05.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Introduction de l'échange automatique de
renseignements relatifs aux comptes
financiers

Banken

En ligne avec l'introduction de l'échange automatique de renseignements (EAR) avec 41
États partenaires, validé en 2017, l'introduction de l'EAR relatifs aux comptes
financiers avec la République de Singapour, Hong Kong, Anguilla, les Bahamas, Bahreïn,
le Qatar, le Koweït, Nauru, les communes outre-mer des Pays-Bas et le Panama a été
adopté par le Conseil des États. Lors des débats, Ueli Maurer a plaidé pour un
développement des normes financières en parallèle avec la pratique internationale.
Aucune opposition notoire n'est à signaler. 31
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Le Conseil national s'est penché sur l'introduction de l'EAR relatifs aux comptes
financiers avec la République de Singapour, Hong Kong, Anguilla, les Bahamas, Bahreïn,
le Qatar, le Koweït, Nauru, les communes outre-mer des Pays-Bas et le Panama. Seul
l'UDC s'est opposée à l'introduction de l'échange automatique de renseignements avec
les pays sus-mentionnés. Néanmoins, les voix de l'UDC n'ont pas pesé lourd face au
reste de la chambre du peuple. L'introduction de l'EAR a donc été adoptée. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Introduction de l'échange automatique de
renseignements avec d’autres États
partenaires à partir de 2020/2021 (MCF
19.033)

Banken

Le Conseil fédéral a adopté le message sur l’introduction de l’échange automatique de
renseignements (EAR) avec 19 nouveaux États. De ce fait, la Suisse a intégré l’ensemble
des 108 États ou territoires qui avaient exprimé une volonté d’introduire un EAR avec
elle (16.057 et 17.040). Ces nouveaux États sont: l’Albanie, l’Azerbaïdjan, le Brunéi
Darussalam, la Dominique, le Ghana, le Kazakhstan, le Liban, Macao, les Maldives, le
Nigéria, Niue, le Pakistan, le Pérou, le Samoa, Sint-Maarten, Trinité-et-Tobago, la
Turquie, le Vanuatu et Oman. Un mécanisme de contrôle similaire aux précédents
accords EAR est prévu. En parallèle, le Conseil fédéral a validé le rapport sur la
conformité des premiers échanges de renseignements qui ont eu lieu en septembre
2018 et septembre 2019. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.05.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil national a adopté le message sur l’introduction de l’échange automatique
de renseignements (EAR) relatifs aux comptes financiers avec 19 nouveaux États
partenaires par 126 voix contre 62. Aucun État ou territoire n’a été enlevé du message.
Seul l’UDC s’est opposée à l’ensemble des accords. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil des Etats a validé l'échange automatique de renseignements (EAR) avec 18
États partenaires supplémentaires. A l'opposé du Conseil national, il a refusé l'accord
avec la Turquie. L'intervention militaire, dans le nord de la Syrie, en violation avec le
droit international a fait pencher la balance. Les 18 États partenaires sont l’Albanie,
l’Azerbaïdjan, le Brunéi Darussalam, la Dominique, le Ghana, le Kazakhstan, le Liban,
Macao, les Maldives, le Nigéria, Niue, le Pakistan, le Pérou, le Samoa, Sint-Maarten,
Trinité-et-Tobago, le Vanuatu et Oman. La chambre des cantons en a profité pour
pointer du doigt le respect de la confidentialité des données. Les sénateurs et
sénatrices ont d'ailleurs précisé que la mise en application dans certains pays devait
être contrôlée, notamment par l'OCDE, afin de s'assurer qu'elle n'engendre pas de
violation des droits de l'homme. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Après un premier rejet lors de la session d'hiver 2019, la chambre des cantons a adopté
l'échange automatique de renseignements (EAR) avec la Turquie par 29 voix contre 1 et
10 abstentions. En décembre 2019, le Conseil des Etats avait pointé du doigt
l'engagement militaire de la Turquie en Syrie pour justifier son refus. Lors du second
passage, le Conseil fédéral a contré l'argument, estimant que la politique fiscale n'avait
pas pour rôle de résoudre des problèmes de politique extérieure. La Commission de
l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) avait, quant à elle,
recommandé l'adoption de l'accord EAR avec la Turquie par 7 voix et 3 abstentions. 36
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Loi sur l’échange international automatique
de renseignements en matière fiscale.  (MCF
19.075)

Banken

Alors que la Suisse applique l'échange automatique de renseignements en matière
fiscale (EAR) depuis 2017, le Conseil fédéral soumet au Parlement une modification de
la loi sur l'échange automatique de renseignements (LEAR). Cette modification vise
l'intégration des observations du Forum mondial. Parmi les modifications, il est
notamment possible de mentionner la levée d'exception qui s'applique aux
communautés de propriétaires par étage, l'utilisation du dollar américain comme
monnaie de référence et l'obligation de conserver les documents pour les institutions
financières helvétiques. Par contre, les parties prenantes de la consultation ont refusé
de lever l'exception pour les association et fondations. Par conséquent, le Conseil
fédéral l'a retirée du projet. La mise en application, après l'adoption par le Parlement,
ne devrait pas arriver avant début 2021. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil national a adopté, par 190 voix contre 2 (UDC), la révision partielle de la loi
sur l'échange automatique de renseignements (LEAR). La chambre du peuple a suivi les
recommandations de sa Commission de l'économie et des redevances (CER-CN) qui
préconisait l'adoption, sans modification, par 17 voix contre 7. Pour sa part, le conseiller
fédéral Ueli Maurer a rappelé que la Suisse voulait désormais se positionner comme une
des places financières internationales les plus transparentes. L'objet est transmis au
Conseil des Etats. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil des Etats a adopté, par 41 voix et 1 abstention, la révision partielle de la loi
sur l'échange automatique de renseignements (LEAR). La Suisse s'aligne donc sur les
recommandations du Forum mondial sur la transparence et l'échange de
renseignements. La révision applique notamment l'échange automatique aux
communautés de propriétaires par étage et aux communautés de copropriétaires. De
plus, elle fixe les seuils déterminants en dollar américain et oblige les institutions
financières helvétiques à conserver les documents nécessaires légaux. Finalement,
l'Administration fédérale pourra suspendre un accord d'échange automatique avec un
Etat partenaire en cas de non-respect des exigences de l'OCDE. Par contre, les
comptes en monnaie électronique et les organisations d'utilité publique ne seront
toujours pas soumis aux obligations d'échange de l'information. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Echange automatique de renseignements
relatifs aux comptes financiers avec d’autres
États partenaires à partir de 2023/2024 (MCF
22.048)

Banken

Le Conseil fédéral soumet à l'approbation du Parlement l'extension de l'échange
automatique de renseignements relatif aux comptes financiers (EAR). Cette
modification inclurait les 12 États partenaires supplémentaires suivants l'Équateur, la
Géorgie, la Jamaïque, la Jordanie, le Kenya, le Maroc, la Moldavie, le Monténégro, la
Nouvelle-Calédonie, l'Ouganda, la Thaïlande et l'Ukraine. D'après le Conseil fédéral, cet
élargissement doit renforcer la lutte contre le blanchiment d'argent, contre la fraude
fiscale et garantir des conditions de concurrence équitables. De plus, le Conseil fédéral
garantit que le mécanisme de contrôle, adopté par le Parlement, sera également
appliqué à ces pays. 40
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DATUM: 18.05.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 16



Alors que la Suisse a d'ores et déjà approuvé l'introduction d'échanges automatiques
de renseignements relatifs aux comptes financiers (EAR) avec 108 États, et que des
échanges ont déjà été effectués avec 86 d'entre eux, le Conseil national a validé douze
accords supplémentaires par 138 voix contre 52. Les douze États ou territoires
concernés sont l'Équateur, la Géorgie, la Jamïque, la Jordanie, le Kenya, le Maroc, la
Moldavie, le Monténégro, la Nouvelle-Calédonie, l'Ouganda, la Thaïlande et l'Ukraine. 
Lors des débats en chambre, Ueli Maurer a reconnu que les normes de transparence,
de confidentialité, de sécurité des données et de sécurité du droit n'étaient pas encore
garanties pour l'ensemble de ces pays. Néanmoins, il a précisé, d'une part, que des
contrôles seraient à nouveau effectués avant les premiers échanges en 2024, et d'autre
part, que la Suisse avait comme responsabilité de faire un pas dans la direction de ces
pays. Au final, seule l'UDC (52 voix) s'est opposée à ces nouveaux accords. Thomas
Matter (udc, ZH) a d'ailleurs mentionné le manque de transparence pour justifier ce
vote de groupe. Toutefois, le contre-argumentaire du ministre des finances, lui-même
issu des rangs de l'UDC, a suffi pour convaincre l'ensemble des autres partis
politiques. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Nachdem der Nationalrat den Abkommen mit 12 neuen Partnerstaaten für den
automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten (AIA) zugestimmt hatte,
behandelte der Ständerat das Geschäft in der Wintersession 2022. Gegenwärtig
bekennten sich 120 Staaten und Territorien zum Standard des AIA, wobei das Netzwerk
nun um die 12 Staaten und Territorien Ecuador, Georgien, Jamaika, Jordanien, Kenia,
Marokko, Moldawien, Montenegro, Neukaledonien, Thailand, Uganda und Ukraine
erweitert werden solle, eröffnete Kommissionssprecher Pirmin Bischof (mitte, SO) die
Debatte. Der Informationsaustausch, welcher es zum Ziel habe, weltweit gleiche
Wettbewerbsbedingungen zu schaffen sowie illegale Finanzflüsse zu bekämpfen, habe
sich in den vergangenen Jahren mit einer Reihe von Ländern als wirksam entpuppt. Die
Notwendigkeit der Erweiterung dieses Netzwerks war im Ständerat unbestritten, so trat
die kleine Kammer stillschweigend auf das Geschäft ein und stimmte den zwölf
Abkommen jeweils ohne Änderungsantrag einstimmig zu. Vor dem ersten
Datenaustausch mit den neuen Partnern sei es nun am Bundesrat, diese noch einmal
auf die Erfüllung der AIA-Standards zu prüfen. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2022
CATALINA SCHMID
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